Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bvindestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchnngsausschxiß gemäß Artikel 44 des Grund- 
gesetzes eingesetzt. 

Der Ausschuß soll klären: 


1 . 

1. In welchem Ausmaß sind die Sicherheitsinteressen und das 
Vertrauen der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Beteiligimg der Sicherheitsbehörden des Bundes und 
der Länder an dem Sprengstoffanschlag auf das Gefängnis in 
Celle am 25. Juli 1978 beeinträchtigt worden? 

2. In welchem Maße tragen die damalige Bundesregierung und 
Lcuidesregienmgen die Verantwortung für die Planung, Vorbe- 
reitimg imd Durchführung dieses Anschlages, und in welchem 
Umfang haben diese gegen rechtliche, politische und morali- 
sche Aufgaben und Pflichten verstoßen? 

3. Waren brmdesdeutsche Sicherheitsbehörden in den vergange- 
nen 15 Jahren an der Plantmg, Vorbereitimg und Durchfüh- 
rung anderer Sprengstoff anschläge oder anderer Gewalttaten 
oder der Drohimg mit solchen Gewalttaten direkt oder indirekt 
beteüigt oder hatten im voraus Kenntnis davon? 


11 . 

Es sollen zu I.l. und 2. insbesondere die folgenden Fragen rmter- 
sucht werden: 

Welche Angehörigen von Sicherheitsbehörden des Bundes und 
der Länder waren an den Vorüberlegimgen, Planungen, Vor- 
bereitungen und der Durchführung des Sprengstoffanschlages 
auf das Gefängnis in Celle am 25. Juh 1978 beteiligt? 

Welche anderen Personen haben sich in irgendeiner Weise an den 
Vorüberlegimgen, der Planung, Vorbereitung und Durchfühnmg 
des Anschlages beteiligt? 
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Welche Zahlungen wurden im Zusammenhang mit der Plammg 
imd Durchführung des Anschlages an Dritte - Nicht-Angehörige 
der Sicherheitsbehörden - geleistet? 

Welche Mitgheder der seinerzeitigen Bundesregierung und Lan- 
desregienmgen hatten Keimtnis von dem Anschlag und haben in 
irgendeiner Weise Verantwortimg - z. B. wegen Zustimmtmg, 
Billigung oder Anordnung - für den Anschlag zu tragen? 

Welche Überlegungen lagen der Plammg tmd Durchführung des 
Anschlages zugrunde? 

Welche Ergebnisse in tatsächlicher Hinsicht imd welche Folgen 
hatte der Anschlag für die Sicherheitsinteressen der Bevölkerung? 

Gegen welche rechtlichen, politischen und moralischen Aufgaben 
tmd Pflichten verstieß die direkte oder indirekte Mitwirkung von 
Sicherheitsbehörden und Regierungsmitgliedem an diesem 
Sprengstoff anschlag? 

III. 

Bejahendenfalls sollen zu 1.3. die zu II. aufgeführten Fragen unter- 
sucht werden. 

Bonn, den 30. Aprü 1986 

Ströbele 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 




